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Prozess wird fortgesetzt
München. Der vom Ehrenvorsit-
zenden der Vereinigung der Ver-
folgten des Naziregimes – Bund der 
Antifaschisten (VVN-BdA), Prof. 
Dr.  Heinrich Fink, gegen das baye-
rische „Landesamt für Verfassungs-
schutz“ angestrengte Prozess wird in 
den kommenden Monaten fortgesetzt. 
Die Behörde hatte in mehreren von 
ihr herausgegebenen „Verfassungs-
schutzberichten“ über Aktivitäten 
des ehemaligen VVN-Bundesvorsit-
zenden berichtet und ihn bezichtigt, 
„besonders häufig Belege für den 
kommunistisch gefärbten linksextre-
mistischen Antifaschismus, Antimili-
tarismus und Antikapitalismus, der in 
großen Teilen der VVN-BdA vertre-
ten wird“, zu liefern (UZ berichtete).
Der Prozess war am 2. Oktober vor 
dem Verwaltungsgericht München 
eröffnet worden. Infolge dessen teil-
ten die Richter kürzlich mit, dass die 
mündliche Verhandlung wieder eröff-
net werde und Unterlagen des Bun-
desbeauftragten für Stasi-Unterlagen 
hinzugezogen würden. Der sogenann-
te Verfassungsschutz hatte zuvor auch 
das politische Engagement Finks in 
der von der BRD annektierten DDR 
moniert.

Protest gegen deutsches 
Großmachtstreben
Berlin. Mehrere Hundert Menschen 
haben am 3. Oktober in Berlin an der 
traditionellen Protestveranstaltung 
anlässlich des sogenannten Tages der 
deutschen Einheit teilgenommen, die 
vom Ostdeutschen Kuratorium von 
Verbänden e. V. organisiert wurde. 
Das OKV In einer einhellig verab-
schiedeten Willenserklärung wandten 
sich die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer „gegen deutsche Großmachtpo-
litik und Auslandseinsätze der Bun-
deswehr“ und sprachen sich „für Frie-
den und internationale Solidarität“ 
aus. „Von Berlin, zu DDR-Zeiten als 
Stadt des Friedens geehrt, werden 
wieder großdeutsche Forderungen 
nach Beteiligung an internationalen 
Kriegshandlungen gestellt“, kritisier-
ten die Anwesenden. Den deutschen 
Bundespräsidenten Joachim Gauck 
bezichtigten die Teilnehmer, sich in 
Kriegsrhetorik zu üben und damit 
grob seine Amtspflicht zu verletzen, 
„Schaden vom deutschen Volk abzu-
wenden“. Die Erklärung kann im In-
ternet nachgelesen werden. http://
www.okv-ev.de

LL-Demonstrationsaufruf
Berlin. Das Vorbereitungsbündnis zur 
Liebknecht-Luxemburg-Demonstra-
tion 2015 hat jüngst den Aufruf für 
die im Januar des kommenden Jah-
res anstehenden Proteste veröffent-
licht. „Gerade im 70. Jahr der Befrei-
ung vom Faschismus sagen wir Nein 
zu Kriegen und Militärinterventio-
nen sowie deren Vorbereitung und 
Begleitung durch das Trommelfeuer 
der Mainstream-Medien. Wir sagen 
Nein zu ideologischer Kriegstreibe-
rei, die durch verharmlosende Begrif-
fe verschleiert werden soll. Kriege zu 
führen heißt nicht, Verantwortung zu 
übernehmen, sondern bedeutet Ver-
antwortungslosigkeit, bedeutet Mord 
und Zerstörung. Wir sagen Nein zu 
jeglichen Auslandseinsätzen der Bun-
deswehr, Nein zu weiteren NATO-
Stützpunkten in Osteuropa. Wir sagen 
Nein zu Rüstungsexporten und Droh-
nenmorden“, heißt es in dem Aufruf 
des Bündnisses unter anderem, der 
direkt auf dessen Internetseite unter-
zeichnet werden kann. Die traditionel-
le Demonstration startet am 11. Janu-
ar, ab 10 Uhr, am Frankfurter Tor in 
Berlin und führt wie gewohnt zur Ge-
denkstätte der Sozialisten in Fried-
richsfelde. www.ll-demo.de

DGB-Berufsschultour 
hat begonnen
Berlin. Die diesjährige Berufsschultour 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(DGB) hat begonnen. Bundesweit be-
suchen Mitarbeiter der Gewerkschaft 
in den kommenden Wochen verschie-
dene Beufsschulen und informieren 
Auszubildende über ihnen zustehende 
Rechte. www.kurzlink.de/berufsschul-
tour. (bern)

Wie hältst Du’s mit der DDR?
Der deutsche Bundespräsident Joa-
chim Gauck hat seinem zweifelhaften 
Ruf erneut alle Ehre gemacht. Bei ei-
nem Festakt, der am 9.  Oktober an-
lässlich des 25. Jahrestages der soge-
nannten „Friedlichen Revolution“ im 
Leipziger Gewandhaus stattfand, ließ 
sich der selbsternannte „DDR-Bürger-
rechtler“ im Kreise von Gesinnungsge-
nossen feiern.

Während das Gros der Leipziger 
Öffentlichkeit an besagter Veranstal-
tung bestenfalls mäßiges Interesse zeig-
te, machte Gauck einmal mehr gegen 
die DDR mobil. Der maßgeblich von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen ins 
Amt beförderte Gauck fabulierte nicht 
nur, dass „Repressalien der Machtha-
ber, die Verweigerung von Grundrech-
ten, die Militarisierung der Gesell-
schaft, der Verfall der Städte und die 
Zerstörung der Umwelt“ in der DDR 
vorgeherrscht hätten, sondern woll-
te auch „ein Klima der Angst und der 

Ohnmacht“ in dem von ihm erneut als 
„Unrechtsstaat“ bezeichneten vormals 
sozialistischen Teil Deutschlands aus-
gemacht haben, in dem „keine unab-
hängige Gerichtsbarkeit, Verwaltungs-
gerichte oder ein Verfassungsgericht 
existierten“. „Willkür“ hätte die DDR 
regiert.

Dass die Menschen, die in der DDR 
gelebt haben, mehrheitlich andere Er-
innerungen an den nicht mehr exis-
tenten Staat haben, ficht den jetzigen 
BRD-Staatsmann und Kriegsprediger 
hingegen nicht weiter an. Im krassen 
Gegensatz zu dem, was man heute ge-
meinhin – jedoch fälschlicherweise – 
als Demokratie, Rechtsstaat und frei-
heitliches System bezeichnet, existierte 
in der DDR schließlich ein Recht auf 
Arbeit und gesellschaftliche Teilhabe, 
waren Frauen den Männern gleichge-
stellt, gab es eine flächendeckende Kin-
der- und Gesundheitsbetreuung, war in 
der DDR Antifaschismus Staatsräson 

und vor allem – und das darf in die-
sen Zeiten niemals vergessen werden – 
ging von der Deutschen Demokrati-
schen Republik nie Krieg aus.

Selbst diejenigen, die der Existenz 
der DDR früher eher ablehnend ge-
genüberstanden, müssen heute ein-
gestehen, dass alleine deren Existenz 
dafür Sorge trug, dass der Westen 
Deutschlands sich aufgrund der da-
mals bestehenden Systemkonkurrenz 
in Sachen Ausbeutung und Krieg mä-
ßigen musste. Nach der Einverleibung 
der DDR existierte hingegen kein po-
litisches Korrektiv mehr.

Die damaligen Teilnehmer an den 
„Montagsdemonstrationen“ in der 
DDR hätten, so Gauck in seiner Rede 
in Leipzig weiter, „errungen, wonach 
sich Menschen in vielen Ländern noch 
immer sehnen, wie es zum Beispiel die 
Protestbewegung des Kiewer Maidan 
gezeigt hat“. Ein Wort über die maß-
gebliche Beteiligung von lupenreinen 

Faschisten bei den Maidan-Protesten 
verlor er dabei nicht. War Österreich 
noch von den EU-Ländern boykottiert 
worden, als es zur ersten Regierungsbe-
teiligung der im Verhältnis zu den uk-
rainischen Faschisten harmlosen FPÖ 
gekommen war, ist heute das nahezu 
letzte Tabu, nämlich die Ächtung und 
Bekämpfung von Faschisten, auch be-
reits gefallen. Was wird dem noch fol-
gen?

An der Frage „Wie hältst Du’s mit 
der DDR?“ wird sich – auch deshalb – 
in den kommenden Jahren für die po-
litische Linke einiges entscheiden. Da-
bei geht es keineswegs um Ostalgie. 
Die Antwort gibt dabei keineswegs nur 
Auskunft über eine historische Bewer-
tung des ersten Sozialismusversuches 
auf deutschem Boden, sondern zeigt 
vielmehr auf, auf welcher Seite der Bar-
rikaden der Antwortende zukünftig zu 
stehen gedenkt.
 Markus Bernhardt

DGB, GEW und Betroffene  
fordern Rehabilitierung

Berufsverbote-Anhörung im Niedersächsischen Landtag

Am 9.  Oktober fand im Nieder-
sächsischen Landtag in Hanno-
ver eine Anhörung des Ausschus-

ses für Inneres und Sport zum Thema 
„Radikalenerlass“ und Berufsverbote 
statt. Vorher hatte eine Initiative von 
Betroffenen zu einem Anti-Berufsver-
bote-Meeting am Denkmal der Göttin-
ger Sieben eingeladen.

Auf der Kundgebung, bei der zwölf 
Betroffene anwesend waren, sprachen 
die Landtagsabgeordneten Meta Jans-
sen-Kucz (Bündnis 90/Die Grünen) und 
Michael Höntsch (SPD) sowie Rüdiger 
Heitefaut (DGB Bezirk Niedersachsen-
Bremen-Sachsen-Anhalt), die vom Be-
rufsverbot betroffene Lehrerin Cornelia 
Booß-Ziegling und der ehemalige han-
noversche Ratsherr Ludwig List charak-
terisierten einmütig die Berufsverbote 
als ein großes Unrecht.

Die anschließende Anhörung vor 
dem Innenausschuss wurde wegen des 
starken öffentlichen Interesses in den 
Plenarsaal des Niedersächsischen Land-
tags verlegt.

In der Landtagsanhörung gaben Lea 
Arnold vom DGB und Rüdiger Heite-
faut von der GEW ihre Stellungnahme 
zu den Berufsverboten ab und stellten 
sich den Fragen der Abgeordneten. Sie 
machten konkrete Vorschläge zur poli-
tischen Aufarbeitung sowie zur materi-
ellen Entschädigung der Betroffenen.

Cornelia Booß-Ziegling stellte die 
Praxis, die gesellschaftlichen und indi-
viduellen Folgen der verfassungswidri-
gen Berufsverbote dar und formulierte 
vom Rednerpult des Niedersächsischen 
Landtages aus die Forderungen der Be-
troffenen nach historischer Aufarbei-
tung, Rehabilitierung und Entschädi-
gung.

Die zahlreichen Anwesenden und 
auch die Medienvertreter reagierten 
fassungslos und betroffen, als sich der 
CDU-Abgeordnete Götz an die DGB-
Vertreterin wandte mit der Frage: „Wie 
stehen Sie zur freiheitlich demokrati-
schen Grundordnung?“ Hier lebte noch 
einmal der Geist des sog. „Radikalener-
lasses“ auf.

Für die Arbeit der einzurichtenden 
Landtagskommission zum Thema Be-
rufsverbote boten der DGB, die GEW 
sowie Betroffene ihre konstruktive Mit-
arbeit an. Die von der CDU-Fraktion 
vorgeschlagenen und zur Anhörung 
geladenen Professoren Isensee, Ba-
ckes und Jesse waren nicht erschienen, 
letzterer ohne Angabe von Gründen.

In guter Gesellschaft: Berufsverbots-Betroffene vor dem Denkmal der Göttinger Sieben.
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Durchmarsch auf die Regierungsbänke
Regierungskoalition in Brandenburg wird fortgesetzt. Thüringer Parteien  

befragen Mitglieder über „rot-rot-grünes“ Regierungsbündnis

Die Brandenburger Landesorganisati-
on der Partei „Die Linke“ zieht ganz 
offensichtlich keinerlei Konsequenzen 
aus ihrer Schlappe bei der vergange-
nen Landtagswahl, die Mitte September 
stattgefunden hatte, sondern setzt auf 
ein „Weiter so“. Mehr als acht Prozent 
der Stimmen hatten die Genossen bei 
der letzten Wahl verloren, in absoluten 
Zahlen hatte sich das Wahlergebnis im 
Vergleich zu 2009 sogar halbiert. Trotz-
dem hat die Linkspartei beschlossen, 
die Landesregierung in Brandenburg 
mit der SPD fortzusetzen.

Ende der vergangenen Woche stell-
ten die Landesvorsitzenden von SPD 
und Linkspartei, Dietmar Woidke und 
Christian Görke das Ergebnis der „rot-
roten“ Koalitionsverhandlungen vor. 
Christian Görke zeigte sich dabei mit 
dem ausgehandelten Koalitionsver-
trag sichtlich zufrieden. „Von den elf 
Projekten, mit denen wir in den Wahl-
kampf gegangen sind, konnten wir vie-
les durchsetzen“, behauptete er. Görke 
zufolge sollen etwa 4 300 neue Lehrer 

eingestellt werden, der Betreuungs-
schlüssel an den Kitas für alle Alters-
stufen verbessert und der Weg zum län-
geren gemeinsamen Lernen durch die 
Möglichkeit freigemacht werden, Schul-
zentren zu bilden. „Kompromisse“ habe 
die Verhandlungsgruppe der Linkspar-
tei hingegen beim Thema Braunkoh-
le eingehen müssen, sagte Görke. Ein 
festes Ausstiegsdatum ist im Koalitions-
vertrag nicht festgehalten, obwohl nicht 
nur die Umweltschutzorganisation 
Greenpeace die Linkspartei aufgefor-
dert hatte, endlich ihrem Wahlverspre-
chen von 2009 Folge zu leisten und aus 
dem Braunkohletagebau auszusteigen. 
Mit der Neuauflage der Regierungsko-
alition von SPD und Linkspartei dürfte 
der weitere Niedergang der prinzipien- 
und charakterlosen brandenburgischen 
Regierungslinken noch näher rücken. 
Dass sie bei zukünftigen Wahlen noch 
mehr Stimmen verlieren, dürfte zuneh-
mend als ausgemacht gelten.

In Thüringen, wo mit Bodo Ra-
melow das erste Mal in der Geschichte 

der Bundesrepublik ein demokratischer 
Sozialist Ministerpräsident werden soll, 
spricht derzeit einiges dafür, dass dieses 
Ziel aufgehen wird. Zwar kam es bei 
den Sondierungsgesprächen zwischen 
Linkspartei, SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen zu zaghaften Debatten, inwie-
fern die DDR als „Unrechtsstaat“ klas-
sifiziert werden solle, die Partei „Die 
Linke“ knickte jedoch umgehend ein 
folgte der Bedingung der Grünen, die-
ser Einordnung der DDR Folge zu leis-
ten (UZ berichtete). 

Ähnliches zeichnet sich auch schon 
jetzt in der Frage der Abschaffung des 
Landesamtes für Verfassungsschutz ab, 
für die die Linkspartei stets geworben 
hatte. „In den nächsten fünf Jahren geht 
es nicht um die Abschaffung“, stellte Su-
sanne Hennig-Wellsow, Landesvorsit-
zende der Linkspartei in Thüringen, 
plötzlich klar.

H

Unabhängig von einzelnen Streit-
punkten wollen alle Parteien nach 
derzeitigem Stand einen Mitglieder-

entscheid durchführen und damit in 
Erfahrung bringen, ob ihre Anhänger 
mehrheitlich für ein künftiges „rot-rot-
grünes“ Regierungsbündnis in Thü-
ringen votieren. Anke Hofmann, Lan-
desgeschäftsführerin der Linkspartei, 
kündigte an, dass sich außerdem ein 
für das letzten Oktober-Wochenende 
in Leimbach bei Bad Salzungen vorge-
sehener Landesparteitag mit den Er-
gebnissen der Sondierungsverhand-
lungen mit SPD und Grünen beschäf-
tigen werde.

Auf Distanz zu einem „rot-rot-grü-
nen“ Regierungsbündnis ging unter-
dessen kürzlich Baden-Württembergs 
Regierungschef Winfried Kretsch-
mann (Bündnis 90/Die Grünen): „Ge-
nerell bin ich ein Gegner irgendeiner 
Ausschließeritis“, sagte der Grünen-
Politiker. „Dass ich kein Freund der 
Linken bin, ist bekannt“, betonte der 
zum rechten Flügel seiner Partei zäh-
lende Ministerpräsident jedoch gleich-
sam.

 (bern)


